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Deilnge ;« Ar . 93 -er Karlsruher Zeitung.
Dienstag, S. April ISO« .

Aadilcher Landtag.

s . öffentliche Sitzung der Erste« Kammer .
MN Samstag , den 31 . März 1900 ,

unter dem Vorsitz des Ersten Vicepräsidenten, Freiherrn
Franz v . Bodman .

(Ausführlicher Bericht.)
Am Regierungstisch : Minister des Innern vr .

Eisenlohr , Finanzminister vr . Buchenberger , Mi -
uisterialrath Träger , Regierungsrath Märklin , später
Geh . Rath Zittel .

Der Erste Dicepräsident eröffnet die Sitzung um
10 Uhr und theilt zunächst mit , daß Ihre Kaiserliche
Hoheit die Prinzessin Wilhelm und Seine Großherzog¬
liche Hoheit der Prinz Max dem Hohen Hause Ihren
Dank für die Glückwünsche anläßlich der Verlobung Sei¬
ner Großherzoglichen Hoheit des Prinzen Max übermit¬
teln ließen . Sodann bringt der Erste Vicepräsident
folgende neue Einläufe zur Kenntniß des Hohen Hauses.

Entschuldigungsschreiben des Herrn Geh . Kommerzien-
rath Diffeno , der Herren Graf v . Andlaw und Frhr .
v . Roeder .

Zuschrift des Großh . Ministeriums des Innern , womit
eine Anzahl des Berichts der Landeskreditkassen -Abthei-
lung der Rheinischen Hypothekenbank in Mannheim für
das Jahr 1899 behufs Vertheilung an die Herren Mit¬
glieder des Hohen Hauses übersendet wird.

Mittheilung des Präsidiums der Zweiten Kammer über
die Beschlüsse zu dem Budget des Großh . Ministeriums
des Innern Titel I— X , XI ^ und L 88 1 bis 6 und
Titel XVIII bis XXI der Ausgaben und Titel I , II und
IX der Einnahmen für 1900 und 1901 .

An Stelle des , das Präfidentenamt wahrnehmenden
Frhrn . Franz v . Bodman erstattete hierauf Frhr . v . Göler
namens der Kommission Bericht über den Entwurf eines
Gesetzes, die Hagelversicherung betreffend .

Redner bittet zunächst eine Nachsicht, falls er, da er
eben erst die Berichterstattung übertragen erhalten habe,
nur einen mangelhaften und lückenhaften Bericht erstatten
sollte ; und beruft sich auf den im Drucke vorliegenden
Kommissionsbericht , dem er nur wenige Worte beifügen
wolle . Die Geschichte der Hagelversicherung in unserem
Lande sei nicht ohne Interesse . Sie erstrecke sich auf
einen Zeitraum von mehr als dreißig Jahren und zeige ,
wie so manche wichtige volkswirthschaftliche Fragen nur
mit Geduld bearbeitet und gelöst werden könnten . Der
ersten Arbeit aus dem Gebiete der Hagelversicherung habe
sich in den 70r Jahren die Kreisversammlung Heidelberg
unterzogen , indem sie sich mit der Einrichtung einer Kreis¬
versicherung beschäftigt habe ; allein zur Durchführung sei
dieselbe nicht gekommen, da man erkannt habe , daß das
Gebiet eines Kreises für das zu übernehmende Risiko zu
klein sei . Die Frage der Hagelversicherung habe seither
geruht und der Landwirth sei genöthigt gewesen, mit Ver¬
sicherungsgesellschaften seine Verträge abzuschließen . Wie
schon des Oeftern , so habe auch hier ein eingetretenes
Nebel die Frage zur Entscheidung gebracht . Die schweren
Hagelschäden der Jahre 1889 und 1890 hätten die Re¬
gierung zu energischem Vorgehen veranlaßt , und es sei im
Jahr 1891 das bekannte Uebereinkommen mit der auf
Gegenseitigkeit gegründeten, als loyal und solid bekannten
Norddeutschen Hagelversicherungsgesellschaft abgeschlossen
worden . Als jedoch in den neunziger Jahren schwere
Hagelwetter über Baden , überhaupt über Süddeutschland
gezogen seien, wäre man in Norddeutschland mißtrauisch
gegenüber den süddeutschen Risiken geworden und das
Direktorium der genannten Gesellschaft beauftragt worden,den Vertrag zu künden , obwohl im großen und ganzendas Resultat des Vertrags mit Baden kein ungünstiges
gewesen sei und der Gesellschaft einen Reingewinn über
500 000 M . gebracht habe. In der durch die Kündi¬
gung des Vertrags geschaffenen Zwangslage sei die Frageder Einrichtung einer staatlichen Landesversicherung wiederin den Vordergrund getreten. Man habe wohl daran
gethan, eine staatliche Versicherungsanstalt nicht zu gründen,indem man sich gesagt habe , daß es zweckmäßiger sei , an
eine bewährte Privatversicherungsgesellschaft sich anzu¬
schließen und dieselbe in gewissen Beziehungen der Kon¬
trakt durch den Staat zu unterstellen. Don dieser Er¬
wägung ausgehend , habe auch der Badische Landwirthschafts-
rath die Regierung ersucht, mit der Norddeutschen Ver¬
sicherungsgesellschaft ein neues Abkommen abzuschließen .Das neue Abkommen , das die Regierung mit der Nord¬
deutschen Hagelversicherungsgesellschast geschlossen habe, lägeim Entwürfe vor und man könne es nur als ein sehr günstiges
bezeichnen. So viel Redner gehört habe, werde es auchin den Kreisen der Landwirthe freudig ausgenommen.Schon bei der allgemeinen Finanzdebatte habe er seinerFreude darüber Ausdruck gegeben , daß durch das neue
Abkommen bei der Amortisationskasseaufgespeicherte Mittelin fruchtbarer Weise für ein volkswirthschaftlich bedeut¬
sames Unternehmen verwendet würden und diese Freudewolle er hiermit nochmals kundgeben .

Er bitte den Kommissionsantrag:
„ Hohe Erste Kammer wolle vorliegenden Gesetz¬

entwurf in der Fassung der Zweiten Kammer an¬
nehmen "

anzunehmen .
'

Geh . Rath vr . Schenkel : Mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf sei ein Schritt von grundsätzlicher Bedeutung
gethan worden . Während früher die Frage der Hagel¬
versicherung so geregelt gewesen sei , daß anläßlich der
Budgetbeschlüsse Regierung und Stände im gemeinsamen
Einvernehmen die Verpflichtung übernommen hätten , durch
staatliche Unterstützungen helfend einzugreifen, wäre nun¬
mehr der Weg der Gesetzgebung beschickten worden . Wenn
die Vorlage sich ihrem Inhalte nach nur als ein Ueber-
gangsgesetz darstelle , so trage sie äußerlich doch den
Charakter eines Dauergesetzes , inhaltlich dessen der Staat
sich an der Hagelversicherung betheilige . Diese staatliche
Fürsorge auf dem Gebiete der Versicherung sei ein Zug
unserer Zeit . Vorangegangen sei das Reich mit der Ar¬
beiterversicherung , die als Zwangsversicherungdurchgeführt,
der arbeitenden Bevölkerung in mancherlei Nothfällen eine
ausgedehnteFürsorge zu Theil werden lasse . Das badische
Land sei aber noch weiter gegangen als das Reich , indem
es die Versicherung auf zwei Gebieten außerordentlich
ausgedehnt habe , einmal aus dem der Unfallversicherung,
die auf alle Unternehmer erstreckt worden wäre , dann auf
dem der Krankenversicherung , die auch auf Dienstboten
Anwendung finde . Auch unabhängig von der Reichsgesetz¬
gebung sei das Landesrecht auf dem Gebiete der Versiche¬
rung vorgegangen . Seit Anfang dieses Jahrhunderts seien
wir im Besitz einer staatlichen Gebäudeversicherung, deren
Einrichtung sich bis zur Gegenwart ziemlich unverändert
erhalten hätte. Wie als bekannt vorauszusetzen sei , er¬
strecke sich die Versicherung nur aus ftö des Gebäudewerthes.
Die Versicherung des letzten Fünftels sei in das Belieben
des Einzelnen gestellt . Man hat nämlich geglaubt, daß
die Versicherung des ganzen Gebäudes vielleicht nicht selten
Veranlassung zu vorsätzlicher Brandstiftung oder doch zu
fahrläßiger Handhabung des Feuers sein könne . Doch
heute sei zu erwägen , ob die staatliche Gebäudeversicherung
nicht auch auf das letzte Fünftel auszudehnen sei , zumal
da ja gerade von den Bezirksbeamten in intensiver
Weise die Häuserbesitzer zur privaten Versicherung dieses
Fünftels angehalten würden ; dagegen hält es Redner für
nicht wünschenswerth , die Versicherung staatlicherseits auch
auf das Mobiliar auszudehnen und somit die Mobiliar¬
versicherung zu verstaatlichen .

Seit der Gebäudeversicherung durch den Staat sei mit
der Viehversicherung ein Schritt weiter gethan worden;
Redner meine nur die Rindviehversicherung durch Orts¬
anstalten. Diese sei keine Zwangsversicherung, der Staat
gebe den Gemeinden , die Ortsanstalten errichtet haben,
namhafte Zuschüsse . Im Jahre 1905 würde man an
eine Revision des Rindviehversicherungsgesetzes Herangehen
müssen und da sei auch die Frage aufzuwerfen, ob es sich
dann nicht empfehlen würde , die jetzt bestehende Einrichtung
zu erweitern und eine Zwangsversicherung für alles Rind¬
vieh aller Gemeinden vorbehaltlich gewisser Ausnahmen
zu schaffen . Es scheine Redner, als ob die bis jetzt mit
der Rindviehversicherung gemachten Erfahrungen auf die
erwähnte Erweiterung hinwiesen . Was nun endlich die
Hagelversicherung anlange, so halte er dafür , daß die
Regierung in der durch die Kündigung des Vertrags mit
der Norddeutschen Hagelversicherungsgesellschaft seitens der
letzteren geschaffenen Zwangslage durchaus richtig ge¬
handelt habe . Es sei ja allerdings nicht zu verkennen,
daß mit dem neu abgeschlossenen Vertrage auch gewisse
Nachtheile verknüpft seien. Der Staat sei verpflichtet,allen der Gesellschaft eventuell erwachsenden Schaden zu
ersetzen , er hätte vertragsgemäß allerdings einen Theil
des Gewinnes zu erhalten, allein es sei ungewiß, ob und in
welchemBetrage dieser in die Staatskasse flösse . Das durch den
Vertrag dem Staate erwachsene Risiko sei ein sehr großes.
Es sei deshalb die Frage berechtigt , ob man nicht in
der Zwischenzeit bis zum Ablauf des Vertrages sich an
die Ausarbeitung eines Projektes einer staatlichen Hagelver-
ficherungsanstalt machen solle mit der Maßgabe — wie
dies auch in der Zweiten Kammer angeregt worden sei — daß
niemand gezwungen werden solle, dieser Anstalt als Ver¬
sicherungsnehmer beizutreten , daß jedoch Hagelversicherungen
im Großherzogthum nur bei der staatlichen Anstalt ab¬
geschlossen werden könnten . Er glaube, die Regierung
solle der Prüfung der Frage der Errichtung einer staat¬
lichen Versicherungsanstalt näher treten und die Aus¬
arbeitungen eines diesbezüglichen Gesetzentwurfes mit
allen Ausführungsvorschriften in Angriff nehmen.

Minister des Innern vr . Eisenlohr : Wenn gegen den
durch den neuen Vertrag mit der Norddeutschen Hagel¬
versicherungsgesellschaft geschaffenen Zustand auf dem
Gebiete der Hagelversicherung mißbilligende Stimmen
laut geworden sind , so geschah dies sehr mit Unrecht und
besonders sind die an der Versicherung betheiligten Land¬
wirthe nicht berechtigt, über den neuen Vertrag wegwerfend
sich zu äußern. Der neue Vertrag legt der Versicherungsgesell¬
schaft die Verpflichtung auf, alle Landwirthe aufzunehmen ; der
Versicherte hat an Nachfchußprümie nicht mehr als 10 °/o
der Vorprämie zu leisten , was darüber hinausgeht , fällt

dem Hagelversicherungsfond zur Last . Dem Versicherten
wird der volle Schaden erseht. Dies sind Vortheile , die
den Landwirthen ohne den vorliegenden Gesetzentwurf von
keiner Versicherungsgesellschaft geboten worden wären . Die
Staatskasse habe durch den neuen Vertrag große Risikos
auf sich genommen , denn wenn auch der Staatskasse in¬
haltlich des Vertrags (8 5) von der Versicherungsgesellschaft
gewisse Gegenleistungen zu machen sind , so ist doch nicht
abzusehen , welche Anforderungen in schlimmen Jahren an
den Staat herantreten.

Was die anderen, von dem Herrn Vorredner erwähnten,
Versicherungen anlangt , so gibt der Minister bezüglich der
Gebäudeversicherung zu , daß die Ausdehnung der
staatlichen Versicherung auf das jetzt denselben entzogene
Fünftel wünschenswerth ist ; er glaubt jedoch , daß die
Frage der technischen Regelung der staatlichen Feuerver¬
sicherung Schwierigkeiten machen wird , insbesondere die
Frage der Gefahrklassen und diejenige , ob die Mehrbe¬
lastung der Städte fortdauern, und inwieweit auf die
Verhältnisse im Schwarzwald Rücksicht genommen werden
soll . Die Rindviehversicherung habe den Charaktereiner Zwangsversicherung zur Zeit nur dann , wenn die
Gemeinden die Errichtung von Ortsanstalten beschlossen
hätten . Er halte es für fraglich , ob die Durchführungeiner allgemeinen Zwangsrindviehversicherung die Zu¬
stimmung der Stände ' und vor Allem der Viehbesitzer
finden würde . Unser Nachbarstaat Hessen sei , wie er höre,
gegenwärtig mit der Einführung einer solchen Zwangs¬
versicherung beschäftigt und er halte es für empfehlens-
werth , den Verlauf dieses Projektes in Hessen abzuwarten .
Das Reich beschäftige sich zur Zeit mit einem Reichs¬
versicherungsgesetze, das allerdings nach dem vorliegenden
Entwurf auf öffentliche Anstalten sich nicht erstrecken soll.
Dieser Entwurf enthalte auch die Bestimmung , daß von
den Einzelstaaten für öffentliche Versicherungsanstalten ein
Monopol eingeräumt werden könne. Ob der Reichstag
diese Bestimmung annehmen werde, sei fraglich .

Er wolle noch betonen , daß die Hagelversicherung durch
das vorliegende Gesetz einen festen Stand erhalten habe,denn nach 8 4 der Vorlage müsse im Falle einer etwaigen
Auflösung des Vertrags über die Verwendung des Fonds
im Interesse der Hagelversicherung durch ein Gesetz ent¬
schieden werden .

Er glaube , daß die Vorlage, so wie sie jetzt nach dem
Kommissionsvorschlage lautet , nur zur Annahme empfohlen
werden könne.

Hierauf wird die Generaldiskussion geschlossen und in
die Spezialberathung und Abstimmung eingetreten:

8 1 und 8 2 werden nach den in der Zweiten Kammer
beschlossenen Abänderungen , 8 3 , 4 und 5 unverändert
nach der Vorlage angenommen .

Zu 8 6 erhält das Wort Graf v . Helmstatt .
Redner verkennt die Bedeutung der Vorlage durchaus

nicht und hat nur bezüglich des 8 6 derselben Bedenken ,da durch diese Bestimmung die Kreise in der ihnen ge¬
setzlich gewährten Freiheit ihrer Entschließungen beschränktwürden . Auch die Kreisausschüsse hätten ihre Bedenken
geltend gemacht, allerdings ohne Erfolg . Die Kreise seien
der Meinung , daß ihnen gegenüber ein derartiger Zwangmit ihrer Stellung unvereinbar sei und sie hätten sich— wie dies aus einer namens der Kreise an die Zweite
Kammer gerichteten Eingabe des Kreisausschusses Karls¬
ruhe hervorgehe und auch auf dem Delegirtentage der
Kreisausschüsse erklärt worden sei — freiwillig bereit
erklärt , die bezüglichen Geschäfte zu übernehmen. Er
könne keinen Grund einsehen, warum die Regierung die
in 8 6 vorgesehenen Zwangsbefugniffe gegen die Kreise
erhalten solle. Dies vertrage sich nicht mit der in 8 25
des Verwaltungsgesetzes normirten Stellung der Kreise.
Nach 8 45 dieses Gesetzes sei das Ministerium Wohl eine
Aufsichtsbehörde der Kreise , allein dieselben wären dem
Ministerium nicht untergeordnet . In einer Sitzung des
Hohen Hauses im Jahre 1888 (33 .) habe der Herr
Minister auch anerkannt , daß die Kreise ihre Aufgaben
nach freiem , selbständigem Ermessen erfüllen sollten. Die
Kreise erblickten in der Bestimmung des 8 6 eine Ver¬
gewaltigung und wenn sie sich auch fügen , so seien sie
doch nicht mit dem 8 6 einverstanden . Redner möchte
auch bezweifeln, ob das Interesse der Regierung durch
den 8 6 gefördert würde ; denn gerade die Selbständigkeit
der Kreise haben unsere derzeitige Verwaltungsorganisation
populär gemacht. Sollen die Kreise sich jemals weigern,— für den Fall , daß 8 6 nicht Gesetz würde — die
Geschäfte , die darin erwähnt seien , zu übernehmen, so ge¬
schähe dies doch nur im Falle triftiger Gründe und in
einem solchen Falle könne doch jauch die Regierung die
Uebernahme der Geschäfte nicht erzwingen wollen. Es
sei ja zuzugeben, daß die Geschäfte des 8 6 am zweck¬
mäßigsten von den Kreisen erledigt würden, aber daraus
ergebe sich doch keine Veranlassung , die Bestimmung des
8 6 , die mit den Prinzipien unseres Verwaltungsgesetzesin Widerspruch stände, in das Gesetz aufzunehmen.Er wolle vorerst , bevor er wisse , wie seine Ausführungenim Hause ausgenommen würden , keinen entgültigen Antrag
stellen , doch glaube er , daß man den 8 6 so saffen könnte,
daß die Kreise die dort verzeichneten Geschäfte übernehmen
„könnten "

. Den Herrn Minister bitte er um eine Be -



stütiguug, daß cs nicht beabsichtigt sei , die Kreise in ihrer
Selbständigkeit zu beschränken und den Kreisausschüssen
wolle er die Mahnung zurufen, ein andermal ihre Interessen
nachdrücklicher zu wahren, als dies diesmal der Fall ge¬
wesen sei .

Minister des Innern vr . Eisenlohr : Richtig sei ,
daß die Kreise ihre Angelegenheiten selbständig besorgen
könnten ; allein damit sei doch der Gesetzgebung kein
Riegel vorgeschoben, falls das öffentliche Interesse gebiete,
etwas anderes zu bestimmen . Die Kreise seien doch keine
autonome Gebilde , mit denen etwa Staatsverträge abzu¬
schließen seien. Auf dem Gebiete der Landarmenpflege
habe man den Kreisen Verpflichtungen auferlegt , im
Straßengesetze sei bestimmt, daß die sog . Kreisstraßen von
den Kreisen unterhalten werden müßten und es sei ihm
kein Grund ersichtlich , warum man nicht auch auf dem
Gebiete der Hagelversicherung den Kreisen Verpflichtungen
auferlegen sollte . Den Interessen der Kreise sei , wie der
Entwurf nun laute , in weitgehendem Maße Rechnunggetragen
worden , man habe auf die Beiträge der Kreise zu dem
Fond verzichtet , allerdings nur unter dem Vorbehalte ,
wie er in 8 6 des Entwurfes enthalten sei . Es sei zu
bedauern, falls an dieser Bestimmung jetzt gerüttelt würde.
Diese Bestimmung sei der Gesellschaft gegenüber not¬
wendig , da man ihr zugesagt habe dafür zu sorgen , daß
die Kreise die Geschäfte des 8 6 übernehmen. Er bitte,
keinen Antrag zu stellen .

Graf v . Helmstatt gibt zu , daß die gesetzgeberischen
Faktoren das Recht hätten , die Befugnisse der Kreise zu
beschränken ; allein er glaube, daß jetzt kein zwingender
Grund zu einer derartigen Beschränkung vorläge ; denn er
habe das Vertrauen , daß die Kreise ihre Aufgabe frei¬
willig gut besorgen würden. Die Regierung sei , wie
aus 8 1 und 2 des Entwurfs ersehen werden könne, sehr
zuvorkommend verfahren. Er sehe davon ab , einen An¬
trag zu stellen , er begnüge sich mit der Erklärung des
Herrn Ministers , daß die Selbständigkeit der Kreise ge¬
wahrt bleiben solle.

Frhr . v . Göler : Er bitte keinen Antrag zu stellen
und den Kommissionsantrag anzunehmen. Er könne die
Bedenken der Kreise nicht verstehen . Es sei ja nicht etwa
die Regierung oder das Ministerium des Innern , das
sie beschränken wolle , sondern die Gesetzgebung. Die Kreise
stünden doch auch unter dem Gesetz . Wollte Graf v . Helm¬
statt einen Antrag stellen , so könne er nur den Strich
des 8 6 beantragen, denn eine Bestimmung dahin, daß
die Kreise die Geschäfte des 8 6 übernehmen „könnten "

, sei
überflüssig .

Er bitte nochmals um Annahme des Kommissionsan¬
trags , auch bezüglich 8 6.

Hierauf werden 8 6 und 8 7 und in namentlicher Ab¬
stimmung sodann der ganze Entwurf nach dem Antrag der
Kommission angenommen .

Sodann erstattete Geh. Hofrath vr . Rümelin namens
der Petitionskommission Bericht über die Petition des
Landesausschusses des Verbands badischer Gewerbevereine ,
die Besteuerung der Waarenhäuser betreffend , und führte
aus : Die von den Petenten aufgeworfene Frage der Be¬
steuerung der Waarenhäuser sei von dem größten Interesse.
Zur Bedeutung der Frage trage bei einmal die Verbrei¬
tung der Waarenhäuser , die heftige Anfeindung, welche
dieselbe in der letzten Zeit erlitten hätten und dann noch
der Umstand, daß die Frage in Literatur , in der Presse
und in Versammlungen des Oefteren besprochen worden
wäre. In anderen Staaten sei auf dem Gebiete der Be¬
steuerung der Waarenhäuser bereits gesetzgeberisch vor¬
gegangen worden . Bei der Behandlung der Frage könne
man sich auf zwei verschiedene Standpunkte stellen : einmal
auf einen rein politischen und dann auf einen rein sach¬
lichen . Der erstere Standpunkt sei angepaßt für einen
Abgeordneten, der auf seine Wähler Rücksicht nehmen
müßte , unter welchen die Kleinkaufleute einen großen
Raum einnehmen ; wenn man aber, wie die Mitglieder
des Hohen Hauses, unabhänig sei von der Parteien Neid
und Mißgunst , dann könne man sich nur auf den zweiten ,
den sachlichen Standpunkt stellen und habe dann die Ge¬
legenheit , die Frage ernstlich zu prüfen, genau zu erwägen
und alles zu berücksichtigen.

Das vorliegende Problem stehe im engen Zusammen¬
hang mit der Frage , mit der das Hohe Haus sich schon
vor acht Tagen beschäftigt habe anläßlich der Petition
der Kleinmüller . Es handle sich auch hier um den Kampf
zwischen Groß - und Kleinbetrieb.

Doch das vorliegende Problem der Besteuerung der
Waarenhäuser sei interessanter und praktisch bedeutsamer !
als die Petition der Müller , einmal weil die Zahl der
Betheiligten eine größere und dann die Frage auch sonst
verwickelter sei . Redner halte sich der Zustimmung des
Hohen Hauses versichert , daß die Kommission nur die
Sonderbesteuerung der Waarenhäuser in's Auge gefaßt
habe und der Ansicht gewesen sei , die Frage der Be¬
steuerung der Waarenhäuser innerhalb des Rahmens der ^
allgemeinen Steuergesetze später bei der Berathung der ;
neuen steuergesetzlichen Vorlagen in den Kreis der Er - !
örterungen zu ziehen sei . Zu einem bestimmten Resultate fei !
die Kommission nicht gelangt, da die Frage iu thatsäch- !
licher Beziehung nicht genügend geklärt sei . Es fehlten !
vor allem statistische Grundlagen , und die Kommission sei >
nicht mehr in der Lage gewesen, dieselben zu beschaffen , >
und die Erkundigungen , welche die Mitglieder der Kom- >
Mission eingezogen hätten , hätten nur ein geringes und ^
beschränktes Ergebniß gezeitigt . Die Kommission habe ge- ;
glaubt , es der Regierung anheimstellen zu sollen , welche

'

Erhebungen noch anzustellcn seien, und welche ? Material ^
noch zu beschaffen wäre. Er wolle namens der Kommission ,
nur einige allgemeine Gesichtspunkte aufstellen . Wenn

mau ein Urlheil über das Werihverhältniß der Waaren¬
häuser und der Detailgeschäfte abgeben solle , so müsse der
Standpunkt der Konsumenten in den Vordergrund gestellt
werden . Die Konsumenten machten den Handel aus ,
ihretwegen sei der Handel da und die ganze Blüthe ver¬
danke der Handel nur den Konsumenten. In der letzten
Kammersitzung habe der Herr Finanzminister ausgeführt,
daß es nicht Aufgabe steuergesetzlicher Maßnahmen sein
könne, derart in die Entwickelung der Betriebsformen
einzugreifen , daß minderwerthige Betriebsformen erhalten
würden. In der Theorie und Literatur sei man darüber
einig , daß den Kleinbetrieben große Fehler anhafteten,
und hierher gehöre vor allem, daß oft auf ganz kleinem
Gebiete Verkaufsläden mit ganz den gleichen Gegenständen
nebeneinander sich befänden . Die theoretische Ueberlegen -
heit der Waarenhäuser über das Detailgeschäft sei zweifel¬
los ; dagegen sei die praktische Ueberlegenheit derselben
zweifelhaft . Es würden gegen die Waarenhäuser viele
Vorwürfe geäußert ; es werde behauptet , daß die Vor¬
theile derselben nicht den Konsumenten zu gut komme,
sondern als Gewinn in die Tasche des Unternehmers
flössen. Ferner seien die Waarenhäuser und der Betrieb
derselben eine erhebliche Fehlerquelle und der Betrieb sei
wegen der Unredlichkeit und der Unfähigkeit des Personals
nicht besonders vortheilhaft. Der Hauptvorwurf , der den
Waarenhäusern gemacht werde , sei der , daß sie mittelst
unlauteren Wettbewerbs das Publikum an sich zögen,
allerdings mit Mitteln , die dem Strafgesetze nicht unter¬
lägen. In der Kommission sei man sich darüber nicht
einig gewesen, ob diesen Mitteln eine Bedeutung zukomme,
theilweise habe man diese Mittel hoch angeschlagen , theil-
weise sei man der Ansicht gewesen, daß es nicht denkbar
sei , es könne das Floriren der Waarenhäuser allein auf
derartige Manipulationen zurückzuführen sein . Allein
komme diesen Manipulationen wirklich eine erhebliche Be¬
deutung zu , dann halte es die Kommission für angemessen ,
ihretwegen nicht etwa gegen die Waarenhäuser vorzugehen ,
sondern die Manipulationen selbst unter Strafe zu stellen .
Ein weiterer Vorwurf , den man den Waarenhäusern
mache, sei der , daß man ihnen nachsage , sie verkauften
schlechte Maaren und drückten so die Fabrikation auf eine
niedere Stufe herab. Da müsse man nun aber einen
Unterschied machen zwischen geringen Maaren , die zu
angemessenen Preisen verkauft würden, und solchen Waaren ,
die im Verhältniß zu ihrem Preise geringwerthig seien .

Was die Waaren elfterer Art anlange , so sei dagegen
nichts einzuwenden , da es viele Käufer gäbe , die gering¬
fügige Qualitäten zu billigen Preisen kaufen wollten .
Dafür aber , daß geringwertige Waaren zu nicht ent¬
sprechenden Preisen abgesetzt würden, fehlen die nöthigen
Beweise und hätten man keine bestimmten Erhebungen.
Alle diese Beschwerden gingen nur von der Fiktion aus ,
daß dieselben Mißstände bei dem Detailgeschäfte nicht
Vorkommen und es werde stets dem unreellen Waaren -
haus der solide Geschäftsmann entgegengesetzt. Sollen
diese Beschwerden die Grundlage für eine legislatorische
Aggressiv gegen die Waarenhäuser sein , so müsse zunächst
feststehen, daß die Uebelstände im Detailgeschäft nicht oder
nur in erheblich geringerem Umfange vorkämen . Wenn
man nun auch davon ausgehe, daß die Waarenhäuser
eine große Gefahr für die Existenz des Detailgeschäftes
bilden und dem Letzteren Hilfe nöthig sei , so drängten sich
drei weitere Fragen zur Beantwortung auf , von denen
die erste dahin gehe , ob die Gefährdung des Detail¬
geschäfts durch die Waarenhäuser wirklich eine so große
sei , daß die Absorption des Kleinhandels zu befürchten
wäre. Diese Gefahr halte er für nicht so groß ; denn es gäbe
eine Reihe Waaren , die im Waarenhaus nicht gehalten
werden könnten , wie z . B . Modesachen , überhaupt alle
besseren Waaren und auch Lebensmittel. Die zweite
Frage sei die , ob denn das Detailgeschäft sich nicht selbst
helfen könne und da wolle er ausführen , daß die Kon¬
kurrenz der Detailgeschäfte mit dem Waarenhaus durch¬
aus nicht aussichtslos sei . Es sei zunächst zu beachten,
daß die Detailgeschäfte , die dem Waarenhaus gegenüber
den Charakter von Spezialisten hätte , dem Kunden bei
der Auswahl der Waare bedeutend mehr dienen könnte
als das Waarenhaus . Allerdings mache sich bei den
kleinen Kausleuten leider oft eine große Bequemlichkeit
breit , die sie von vornherein zu erfolgreicher Konkurrenz
unfähig mache . Eine Hauptunterstützung für die Klein¬
kaufleute in dem Konkurrenzkampf wäre die Koalition ,
ihr Zusammenschluß zu Genossenschaften insbesondere
zu Einkaufsgenossenschaften . Was nun die dritte der von
ihm erwähnten Frage anlange , so sei dies die Frage ,
ob das von den Petenten zur Ahhilfe vorgeschlagene
Mittel auch von Erfolg begleitet sein würden und ob
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vielleicht nicht gar mit erheblichen Schäden verknüpft wäre.
Schon vor acht Tagen sei die Rede davon gewesen,

den Großbetrieb in der Müllerei steuerlich mehr zu be¬
lasten . Diese Mehrbelastung wolle man auch heute
wieder und hieraus ergebe sich die Gefahr einer Ver- ^
allgemeinerung dieses Prinzips der Sonderbesteuerung,
eine Gefahr , die um so näher liegend sei , je umfangreicher ^
das Anwendungsgebiet wäre. Ginge man aber nicht
davon aus , daß mit der Größe des Betriebs auch die
Steuerbelastung sich zu vergrößern habe , führe man
Branchesteuern ein , dann würden sich die Betriebe dieser
Maßregel anpaffen und sie wirkungslos machen . Auch
sei die Möglichkeit gegeben , wie der Herr Finanzminister
vor acht Tagen erklärt habe , daß die Betriebe die Steuer
die sie bezahlen müßten , auf anderem Wege wieder :
hereinzubringen versuchten . ;

Das Wichtigste sei aber der Umstand , das die Groß - >
bazare nicht die einzigen Konkurrenten der Detailgeschäfte ^
wären. Die großen Absatzgeschäfte , die Möglichkeit des '

! Bezugs von Fabrikaten aus Favrikniederlagen machten
j dem Kleinkaufmann nicht minder Konkurrenz. So glaube
! er , daß der Staat , falls er durch Steuermaßnahmen
! represiv einschreiten würde, die erhoffte Wirkung nicht
! erzielen könnte . So sei die Kommission zu dem Resultat
? gekommen, daß die Petition der Regierung zur Kenntniß-
^ nähme zu überweisen sei , indem sie derselben gleicher Zeit
! anheimgebe und überlasse , die zu Grundlage eines
! etwaigen Vorgehens nöthigen Erhebungen von sich aus

zu veranstalten. Das eine positive Ergebniß habe der
Kommissionsbericht , nämlich er erklärte, daß das vorliegende
Material zu gesetzgeberischem Vorgehen nicht ausreiche .
Auch glaube er , man solle das Vorgehen anderer Staaten
und dessen Erfolge abwarten , bevor man im eigenen Lande
etwas unternehme. Die Kommission stelle deshalb den
Antrag :

Hohe Erste Kammer wolle vorliegende Petition
der Regierung zur Kenntnißnahme überweisen .

Finanzminister vr . Buchenberger hebt im Anschluß
an den instruktiven Kommissionsbericht des Herrn Vor¬
redners die Schwierigkeit einer befriedigenden Lösung im
Sinne der Petenten hervor und erklärt, daß der Großh .
Regierung jedenfalls eine solche Lösung unangängig er¬
scheine , welche darauf abzielt, Unternehmungen, welche
unter dem Schutz des geltenden Gewerberechts in' s Leben
getreten sind , in der Form von Einkommens- oder Ver¬
mögenskonfiskation zur Aufgabe ihres Geschäftsbetriebs
zu nöthigen , um andere Unternehmungen ähnlicher Art
durch Beseitigung einer ihnen lästigen Konkurrenz wirth-
schaftlich rentabler zu gestalten . Würde die Steuer¬
gesetzgebung sich , auch auf einem noch so eng umschriebenen
Gebiet auf diesen Boden willkürlichen Zugriffs begeben ,
nicht den Zweck der Herbeiführung gerechter Be¬
steuerung , sondern den Zweck der Beseitigung
lästiger Konkurrenz anstreben , so wäre bald kein
Ende mehr abzusehen und jeder Tag könnte eine
neue Bewegung zeitigen , die darauf abzielte , das An¬
wendungsgebiet der Repressivsteuer auf andere Zweige
des wirthschaftlichen Lebens zu übertragen . Jede Art von
„ Erdrosselungs - " oder „ Strangulirungssteuer "

müsse daher die Großh . Regierung wie gegenüber den
Großmühlen , so auch gegenüber den Bazaren und
Waarenhäusern grundsätzlich ablehnen , wie sie auch
von der Königl . Preußischen Regierung in
ihrem Entwurf einer Waarenhaussteuer strikte abgelehnt
worden ist .

Redner bezweifelt , ob ein zwingendes wirthschaft -
liches Bedürfniß für die Errichtung solcher großen
Verkaufsmagazine, in denen Alles und Jedes gehandelt
wird, vom Standpunkt der Konsumenten aus als vor¬
liegend anzusehen ist . Andererseits kann er aber auch
in das über sie gefällte unbedingte Ver -
dammungsurtheil nicht einstimmen und gibt
zu , daß ihnen , im Vergleich mit den Detail -
verkaussgeschäften mittleren und kleineren Umfanges,
manche spezifische Vorzüge anhasten, unter denen das
System der unbedingten Baarzahlung in Verbindung mit
der Herbeiführung raschesten Umsatzes bei mäßigen Auf¬
schlägen auf die Einkaufspreise die bemerkenswerthesten
sein dürften. Soweit aber Auswüchse und Aus¬
artungen im Geschäftsbetrieb der Waarenhäuser zu
beobachten sind und der Kampf sich gegen jene richtet , sei
er jedenfalls nicht mit den Mitteln der Steuergesetzgebung ,
sondern mit jenen der Gewerbegesetzgebung auszu¬
fechten und zu Ende zu führen.

Lehnt man eine Besteuerungsweise ab , die den Erfolg
hätte , die Inhaber von Waarenhäusern zur Aufgabe ihres
Geschäftsbetriebs zu nöthigen und die Entstehung neuer
Großbetriebe dieser Art zu verhindern, so sei damit die
Frage , ob den Klagen der Detaillisten über die verhäng-
nißvolle Konkurrenz der Waarenhäuser mit den Mit¬
teln der Steuergesetzgebung gründlich abzuhelfen
sei , eigentlich schon entschieden. Aber selbst , wenn eine
drakonische Steuergesetzgebung zu Gunsten der kleinern
Detaillisten einsetzen wollte , so würde doch selbst in diesem
Fall der Eintritt des von den Petenten erwarteten Er¬
folgs äußerst zweifelhaft bleiben . Denn wie sehr
richtig betont wurde , beruhe die prekäre Lage
einer großen Anzahl Detaillisten keineswegs allein
oder auch nur vorwiegend auf dem Vorhandensein
von Waarenhäusern , sondern auch auf der Konkurrenz,
welche die großen Versandtgeschäfte dem ansässigen
Platzgeschäft bereiten , ferner auf der Möglichkeit des Be¬
zugs von Bedarfsgegenständen von auswärts unter Be¬
nützung des billigen Postpackettarifs, endlich und nicht
zum wenigsten aus der scharfen Konkurrenz , welche
sich für jeden Detaillisten aus der thatsächlichen Ueber -
setztheit dieses Geschäftsbetriebs in den meisten
größeren Städten ergibt. Die Leichtigkeit, ein Laden¬
geschäft zu errichten , auch mit kleinen Mitteln , verführt
eben zahlreiche Leute zum Eintritt in diesen Lebensberuf,
und zwar auch dann , wenn die Voraussetzungen für den
erfolgreichen Betrieb nur in verschwindendem Maß gegeben
sind . Geradebei uns in Baden , mehr als sonst , hat eine geradezu
enorme Zunahme der Kleinverkaufsgeschäfte in
der Zeit von 1882 bis 1895 stattgefunden. Während die
Bevölkerung in dieser Zeit in unserem Land nur um 9,9
Prozent anwuchs , haben sich die Detailgeschäfte im Bereich
der Kolonialwaarenbranche um 35,8 in der Manufaktur -
waarenbrancheum 80,3 Proz . , der Kurz- und Galanterie -
waarenbranche gar um 199,4 Proz . vermehrt. Wenn
mit diesem ungesunden Zudrang zu der Berufs¬
art der Detailisten auch in der Folge zu rechnen ist ,
so wird ein Aufhören der Waarenmagazine an der Noth-
lage eines Theilä der Detaillisten wesentlrches mW zu
ändern vermögen ; denn wenn an Stelle ernes Waaren



Magazins sofort 10 , 20 oder mehr neue Detailüsten t
sich austhun, so wird der Kundenkreis der bis dahin an- !
sässigen Dctaillisten schwerlich eine Zunahme erfahren ^
In letzten! Ende liegt also nicht sowohl die Frag e so , ob !
man das Entstehen und den Fortbestand der Groß - !
betriebe im Gebiet des Kleinhandels erschweren >
oder unmöglich machen soll , sondern so , ob man gewillt s
ist . im Interesse der Sicherung eines aus¬
reichenden Kundenkreises der bestehenden
Kleinverkaussgeschäste das Entstehen neuer Ge¬
schäfte — gleichviel, ob kleiner oder großer — zu be¬
schränken , eventuell zu verbieten , beispielsweise wie bei
Wirthschasten von dem Vorliegen eines öffentlichen Be¬
dürfnisses abhängig zu machen . Man ersehe daraus , wohin
im letzten Ende die Bewegung ziele.

Auch der preußische Gesetzentwurf über die Be¬
steuerung der Waarenhäuser verfolgt seiner Tendenz
nach keineswegs das aus den Kreisen der Kleindetaillisten
angestrebte Ziel der Unterdrückung jener Geschäftsbetriebe ,
sondern nur das einer stärkeren Heranziehung der¬
selben zur Steuer entsprechend ihrer nach allgemeinen
Wahrnehmungen zu unterstellenden größeren steuer¬
lichen Leistungsfähigkeit . Von diesem Grund¬
gedanken aus würde man auch bei uns an die Ordnung
der Sache heranzutreten haben.

Es scheint in der That , führt der Minister weiter aus ,
einer eingehenden Prüfung bedürftig zu sein , ob in un¬
serem jetzigen Steuersystem die Art der steuerlichen
Heranziehung der in Rede stehenden Großbetriebe , einen
Theils zur Einkommensteuer , anderen Theils zur
Gewerbesteuer im Verhältniß zu den Betrieben kleineren
und mittleren Umfangs, dem beiderseitigen Maß an
steuerlicher Leistungsfähigkeit vollkommen gerecht wird.
Das von einzelnen , nicht von allen Waarenhäusern fatirte
Einkommen ist jahrweise so auffallend niedrig gewesen,
daß man der Vermuthung sich nicht ganz entschlagen
kann, als ob bei der Verkeilung des gesammten Geschäfts¬
gewinnes einerseits auf die Hauptgeschäfte , anderseits
auf die Zweiggeschäfte manchmal mit einer gewissen
Willkür verfahren werde ; tatsächlich haben einzelne der
in Betracht kommenden Waarenhäuser jahrweise nur
eine sehr mäßige Einkommensteuer entrichtet , die
sich über die Steuerentrichtung von Detailgeschäften
mäßigen Umfangs nicht nennenswerth erhoben hat . Was
aber die Gewerbesteuer anlangt , so hat die Feststellung
des Betriebskapitals gerade bei sehr großen Verkaufs¬
geschäften ihre besonderen Schwierigkeiten ; und die That -
sache , daß in den Waarenhäusern das Kapital sehr viel
häufiger umgesetzt zu werden Pflegt , als in den Geschäften
kleineren Umfangs, dieser gewinnbringende Umstand
kommt bei der Veranlagung zur Gewerbsteuer deshalb
nicht entsprechend zur Geltung , weil der Veranlagung
eben lediglich das Betriebskapital nach seinem mittleren
Umfang in einfachem Jahresbetrag zu Grunde liegt.Nun bedingt es aber doch für die Rentabilität eines Verkaufs-
geschästs einen erheblichen Unterschied , ob der Umsatz ein
langsamer oder ein rascher ist . Die Gründe , welche
die Großh . Regierung bestimmt haben, in den Entwurf
eines Vermögenssteuergesetzes eine progressive Ver¬
anlagung der gewerblichen Betriebskapitalien
vorzuschlagen , treffen daher nach Ansicht des Redners in
ganz besonders verstärktem Maß gegenüber den Groß¬
betrieben im Kleinverkaussgeschäste zu . DieserArt von Geschäften gegenüber also die Progression,
schärfer vielleicht noch als gegenüber den Großbetrieben
gewerblicher Art , in Anwendung zu bringen , dürste
daher wohl den Gegenstand der prüfenden Erwägung bilden
können .

Schon vor zwei Jahren habe Redner in der ZweitenKammer die Erklärung abgegeben , daß die badische
Regierung, ehe sie zu der Frage der Sonderbesteue¬
rung der Bazare u . s . w . endgiltige Stellung nimmt,sie das Vorgehen der preußischen Gesetzgebungabwarten wolle . Der preußische Entwurf sei , wie be¬
merkt , mittlerweile der Volksvertretung übergeben wordenund harre seiner Verabschiedung . Wir werden also gutdaran thun , das Ergebniß der parlamentarischen Verhand¬lungen in Preußen abzuwarten und sodann zu prüfen ,inwieweit der gesetzestechnische Aufbau der preußischenVorlage für uns verwerthbar ist . Ob wir aber zweck¬mäßig handeln würden, falls wir eine Sonderbesteuerungder Waarenhäuser in's Auge fassen sollten , wie in Preußen

zu dem System einer Umsatzsteuer zu greifen, sei ihm
zweifelhaft . Redner verweist auf die Erklärungen , welcheer betreffs einer etwaigen Sonderbesteuerung der Groß -
mühlenbetriebe abgegeben hat und vertritt die Mei¬
nung , daß eine Sonderbesteuerung der Waarenhäuserrichtiger im Rahmen der allgemeinen Veranlagungs¬normen unserer künftigen Vermögenssteuer¬gesetzgebung , d . h . im Weg einer progressiven
Veranlagung der gewerblichen Betriebskapitalien indie Wege zu leiten wäre und nicht im System einer Um¬
satzsteuer. welches unseter badischen Gesetzgebung bisher
fremd war und auch in dem neuen Vermögenssteuersystemkeine Aufnahme gefunden hat .

Wenn im Sinne dieser Ausführungen die Frage der
Waarenhäuser nicht unter dem Gesichtspunkt des re¬
pressiven staatlichen Eingreifens in den wirthschastlichen
Konkurrenzkampf der verschiedenen Formen des Detail -
geschästs, also nicht im Sinne der Unterdrückungder wirthschaftlich leistungsfähigeren Formen mittelststeuerlicher Maßregeln behandelt , sondern wenn dieseFrage als eine reine Besteuerungsfrage unterdem Gesichtsvunkt der gerechten und gleichmäßigen Ver-
theilung der öffentlichen Lasten gewürdigt und weiter be¬handelt werde , dann werde wohl auch eine Lösung

G
möglich sein , welche zwar den kundgegebenen Wünschen
der kleinen und mittleren Detaillisten nicht völlig ent¬
spricht , aber doch diesen Wünschen , soweit sie heute schon
als berechtigt anzuerkennen sind , einigermaßen gerecht wird.
Ob bei einer Beschränkung des gesetzgeberischenVorgehens
auf das von dem Redner bezcichnete Ziel Erhebungen ,
wie sie der Kommissivnsbericht angeregt hat , unbedingt
nöthig sind , darüber kann man vielleicht zweifelhaft sein ;
auch abgesehen von der Frage , ob wir auf Grund einer
zu veranstaltenden Enquete einen gründlicheren Einblick
in diese Dinge gewinnen würden, als wir ihn jetzt schon
auf Grund der anderwärts gesammelten Beobachtungen
haben. Jedenfalls möchte Redner sich in Bezug aus die
Vornahme einer solches Enquste heute noch nicht binden,
sondern die Prüfung des Gegenstandes auch nach dieser
Seite hin weiteren Erwägungen im Schooße der Großh .
Regierung und insbesondere im Benehmen mit dem
Ministerium des Innern Vorbehalten . Mit diesem
Vorbehalt könne er sich aber mit dem Antrag der Kom¬
mission auf Ueberweisung der Petition zur Kenntnißnahme
völlig einverstanden erklären .

Geh. Rath . vr . Schneider : Insofern die Petitionals Schutzmittel gegen die für den gewerblichen und kauf¬
männischen Mittelstand gefahrvolle Ausbreitung der
Waarenbazare die Sonderbesteuerung dieser Betriebe in
Form einer progressiven Umsatzsteuer für geboten erachte ,werde entscheidend sein , was der Herr Finanzminister vor
einer Woche anläßlich der Verhandlung über einen andern
ähnlichen Gegenstand und damit übereinstimmend heute
ausgesührt habe . Redner wolle sich daher hierüber nicht
weiter verbreiten, sondern nur mit einigen Worten eine
andere Seite der Sache berühren.

Es könne nämlich die Frage aufgeworfen werden , ob
nicht Grund vvrliege , gegen das Geschästsgebahren jener
Waarenhäuser auf dem Wege einer Ausdehnung des
Reichsgesetzeszur Bekämpfung des unlautern Wettbewerbes
vorzugehen , eine Frage , welche auch im Kommissionsberichte
und im mündlichen Vortrage des Herrn Berichterstatters
angedeutet, aber auch anderwärts schon besprochen
worden sei .

Einer der Grundgedanken unseres neuen bürgerlichen
Rechtes sei die Verwirklichung ausgleichender sozialer Ge¬
rechtigkeit. Das Gesetz fasse auf dem Gebiete der Ver¬
mögensrechte den Berechtigten nicht bloß als Individuum ,
sondern zugleich als Glied der Gesammtheit auf . Des¬
halb dürfe die rechtliche Möglichkeit des Erwerbes nicht
in einer Weise ausgenützt werden , welche gegen das Wohl
der Gesammtheit verstoße . Es gebe kein individualistisches,d . h . kein unter allen Umständen dem Berechtigten allein
dienendes Eigenthum und es sei die Verkehrsfreiheitüberall da beschränkt, wo sie zum Mißbrauch werde.
Solche Gedanken bilden zugleich das moralische Element
im Rechte, wie es in einer Reihe von Einzelbestimmungen
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, aber auch in Spezialgesetzen,
zwar verschieden nach dem Gegenstände , aber doch als ein¬
heitlicher Gedanke deutlich hervortritt : so im Verboke von
Rechtsgeschäften gegen die guten Sitten (B .G .B . 8 138) ,im Verbote der Ausübung eines Rechtes nur allein zumSchaden Anderer (8 226) , in den Bestimmungen über
ungerechtfertigte Bereicherung (8 812 ff.) , in der möglichen
Verpflichtung zum Schadenersätze auch ohne subjektives
Verschulden (8 829) und zur Preisgebung des Eigenthumsin Nothstandsfälleu (8 904) und dergl. mehr . Unter den
Spezialgesetzen sei es das Reichsgesetz zur Bekämpfungdes unlautern Wettbewerbes , welches hier unmittelbar
in Betracht komme. Durch dieses Gesetz soll die Un¬
wahrheit in bestimmt beschaffenen Kundgebungen über
eigene und fremde Geschästsverhältnisse , fernerder bestimmt beschaffene unbefugte Gebrauch eines Namens ,einer Firma u . dergl . und der Treubruch durch Verrath
von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen seitens Ange¬
stellter getroffen werden . Keine dieser Bestimmungen
passe auf den vorliegenden Fall , und doch verletze es das
natürliche Rechtsgesühl , wenn in den WaarenbazarenMittel , wie sie beispielsweise im Kommisfiousberichte an¬
geführt seien (kleine Geschenke an die Käufer , Photogra¬
phien derselben , Anbieten von Erfrischungen, Ertheilungvon Tanzunterricht) angewendet werden , um das Publi¬kum von den kleinen Geschäften abzuziehen . Es könne
selbstverständlich nichts dagegen eingewendet werden, wenn
etwa die Inhaber großer Waarenhäuser von ihrer stär¬
keren Kapitalkraft auch zur Organisirung ausgedehnter,
besonders wirksamer Reklame , oder zur eleganten Aus¬
stattung ihrer Geschäftsräume , um Käufer anzuziehen,Gebrauch machen, oder gegenüber dem Publikum im ge¬
schäftlichen Verkehre selbst zu weitgehenden Ver¬
günstigungen , zu möglichst großer Koulanz sich
herbeilassen ; ja , man werde auch nicht schlechthinden Verkauf von Maaren um den Einkaufspreis ,vielleicht nicht einmal den Verkauf unter dem Einkaufs¬
preis unbedingt und unter allen Umständen beanstandenkönnen . Aber in keinem Falle gehe es an , nur um das
Publikum anzulocken, Mittel von der Art obiger Beispiele
zu gebrauchen , welche , obwohl sie an sich auch nichts Ver¬
botenes enthalten, doch insofern unreell seien , als sie mit
dem Geschäftsbetriebe selbst in keinem sachlichen Zusammen¬
hänge stehen. Gerade solche Manipulationen scheinenRedner ganz besonders die Bezeichnung „ unlauterer

! Wettbewerb "
zu verdienen , während das , was vom Gesetzein seiner gegenwärtigen Fassung getroffen werde, mehr ,

! nämlich ein schon an sich und abgesehen von einem be -
! sondern gesetzlichen Verbote rechtswidriger Wettbe-
- werb sei . Gegen Ausschreitungen dieser Art könnte daher
j auch schon ohne das Spezialgesetz wenigstens in gewissem
! Umfange vorgegangen werden und sei dies auch in der' That bereits vor der Existenz des Reichsgesetzes unter An¬

wendung allgemeiner civilrechtlicher Grundsätze geschehen.Eine Erweiterung des Reichsgesetzes in der Weise , daßdarunter auch jene Manipulationen begriffen wären , könne
daher immerhin als ein statthaftes, dem Geiste der Gesetz¬gebung entsprechendes und nicht aussichtsloses Schutzmittelbetrachtet werden .

Indessen scheine die Sache auch nach dieser Richtungnoch einer bessern Aufklärung fähig und bedürftig zu seinund gelange daher Redner auch bei Betrachtung der Fragevon dem bezeichneten Standpunkte zum Einverständnissemit dem Kommissionsantrage, die Petition der Großh .
Regierung zur Kenntnißnahme zu überweisen . Entschließe
sich die Großh . Regierung, überhaupt der Sache näher
zu treten , so wolle sie alsdann auch diese Seite der Fragein den (Kreis ihrer Erwägungen und allenfallsigen Er¬
hebungen ziehen , um je nach Befund maßgebenden Ortes
auf eine entsprechende Ausdehnung des betreffenden Gesetzeshinzuwirken.

Geh . Hofrath vr . Rümelin spricht sodann in seinem
Schlußworte die Befriedigung darüber aus , daß der Be¬
richt und der Antrag der Kommission so übereinstimmende
Billigung im Hohen Hause erfahren habe . Mit dem
Herrn Geh. Rath Or . Schneider kann er sich darin ein¬
verstanden erklären , daß ein gesetzgeberisches Vorgehen
gegen die unlauteren Manipulationen der Großbazare
-große Schwierigkeiten mit sich bringe , da es nicht leicht
sei, gerade hier das Erlaubte von dem Unerlaubten zutrennen . Auch mit den Ausführungen des Herrn Finanz¬
ministers kann sich Redner einverstanden erklären und
präzisirt den Kommissionsantrag nochmals dahin , daß
dieser nur bezwecke, die Frage der Regierung zur Prüfung
zu empfehlen .

Es wurde hierauf zur Abstimmung geschritten und
der Antrag der Kommission mit allen Stimmen an¬
genommen .

Namens der Kommission für Eisenbahnen und Straßen
erstattete sodann Frhr . v. Göler Bericht über die Er¬
richtung einer Haltestation der Kraichgau -Eisenbahn am
Orte Gölshausen.

Redner führt aus : Die Gemeinde Gölshausen bitte in
der vorliegenden Petition um Errichtung einer Personen-
und Güterstation und wenn dies nicht zu erreichen sei,wenigstens um die Errichtung einer Haltestelle . Das Be-
dürfniß sei ein sehr dringendes ; der Bahnverkehr von
Gölshausen sei größer , als auf anderen Stationen dieser
Bahn , insbesondere sei der Milchhandel nach Karlsruhe ,Mannheim und anderen Orten sehr beträchtlich und der
Transport der Milch und auch anderer laudwirthschast-
licher Produkte vom Orte auf den Bahnhof Breiten fürden Landwirth kostspielig und zeitraubend . Auf frühere
Eingaben sei ein abschlägiger Bescheid erfolgt , weil die
Steigungsverhältnisse der Bahn beim Orte Gölshausendie Errichtung einer Station oder Haltestelle nicht als
rathsam erscheinen ließen . Dieser Grund könne aber heutekaummehr stichhaltig sein , weil an anderenOrten bei größeren
Steigungen Haltestellen errichtet worden seien ; so habe auf derLinie Karlsruhe - Pforzheim Bilfingen eine Haltestelle er¬
halten bei einer Steigerung von 1 : 79 und Obrigheimbei 1 : 70 , während die Steigung bei Gölshausen nur1 : 83 betrage. Da die Bedeutung der Kraichgaubahn
wesentlich in der Förderung der landwirthschastlichen Ver¬
hältnisse liege , so erscheine es der Kommission angemessen ,den Wünschen der Bevölkerung Rechnung zu tragen . Es
seien allerdings keine fiskalischen Gründe, die die Re¬
gierung von der Erfüllung dieser Wünsche abhalten , son¬dern nur Rücksichten auf die Sicherheit des Dienstes. Von.der Anlegung einer Station müsse aus sicherheitlichenGründen abgesehen werden . Was aber die Haltestelleanlange , so lägen die Verhältnisse hierfür etwas günstiger.Nach Ansicht des Herrn Regierungsvertreters in der
Zweiten Kammer könne die Ueberwindung der in der
vorhandenen Steigung gelegenen Schwierigkeiten durch
Verwendung schwerer Lokomotiven erreicht werden . Die
Kommission halte es für angebracht , wenn solche Lokomo¬tiven verwendet würden , wenigstens so weit, daß das An¬
halten zweier Züge nach jeder Richtung erreicht werden
könne .

Sie stelle den Antrag :
Hohe Erste Kanimer wolle
1 . über die Bitte der Gemeinde Gölshausen wegen

Errichtung einer Personen - und Güterstation
zur Tagesordnung übergehen , dagegen2 . die Bitte dieser Gemeinde wegen Errichtung
einer Haltestelle der Großh. Regierung em¬
pfehlend überweisen und

3 . darüber in abgekürzter Form berathen.
Geh . Rath Zittel : Die Regierung sei mit der Kom¬

mission darin einig , daß es wünschenswerth wäre, in
Gölshausen eine Haltestelle zu errichten . So sehr dieser
Wunsch der Petenten auf einem zweifellos vorhandenen
Bedürfniß beruhe , so könne er doch zu seinem Bedauern
zur Zeit kaum Aussicht aus Erfüllung desselben eröffnen.Der von den Petenten mit zwei anderen Stationen ae-

j zogene Vergleich erscheine nicht zutreffend. Die Petenten
! beriefen sich auf Obrigheim . Diese Haltestelle besitze aber

eine Horizontale, die in die frühere Steigung von 1 : 82'
eingelegt worden sei . Bei Bilfingen betrage die Steigung
allerdings 1 : 79 ; das Anhalten der Züge sei hier aber

- nur dadurch möglich geworden, daß man schwere Güter -
! zugsmaschiuen verwende . Man habe auch mit Personen -
i zugslokomotiven eingehende Proben gemacht, allein diese
i seien ungünstig ausgefallen . Man könnte nun sagen .' man solle auch in Gölshausen Güterzugsmaschinen ver -
, wenden ; doch dies sei nicht angängig . Denn einmal
; handle es sich nicht um Arbeiterzüge und dann müßte aufder ganzen Strecke die Fahrgeschwindigkeit vermindert



werden . Mit den jetzigen Persvnenzugkwaschinen könne
das Anhalten in Eölshausen nicht ermöglicht werden.
Man müsse zuwarten , bis einmal stärker konstruirte Per¬
sonenzugsmaschinen zur Verfügung stehen .

Frhr. v . Göler : In der Petition seien folgende
zwei Gesichtspunkte geltend gemacht ; es sei einmal die
Aufgabe der Eisenbahnen , unsere ländlichen Verhältnisse
zu berücksichtigen , und dann seien die Sicherbeilsbedenken
der Regierung nicht in vollem Maße zutreffend. Was
den ersten Punkt anlange, so wolle er bemerken , daß er
glaube , daß wenn es sich um Förderung einer industriellen
Anlage durch die Errichtung einer Haltestelle in Eöls¬
hausen handeln würde , vielleicht mehr Geneigtheit zur
Ueberwindung der Schwierigkeiten bestehen würde , als
jetzt, wo ein kleines Dorf die Petenten stelle . Bezüglich
des letzten Punktes kann er nur wünschen , daß recht bald
solche Personenzugsmaschinen in Verwendung kommen
möchten, die das Anhalten in Gölshausen möglich machen
werden.

Hierauf wurde der Kommissionsantrag mit allen gegen
eine Stimme angenommen.

Sodann erstattete Kommerzienrath Krafft namens der¬
selben Kommission Bericht über die Petition eines Comites
in Lörrach , Gewähr von Mittel zu einer entsprechenden
Bahnhofanlage in Lörrach betr.

Die von 831 Bewohnern Lörrachs ausgehende Petition
bittet das Hohe Haus die Regierung zu ersuchen, die
Mittel zur Herstellung einer angemessenen Bahnhosanlage
für Lörrach noch in das diesjährige Budget einstellen und
im Falle ein neues Eisenbahnanlehen erfolgen sollte, in
diesem auch den Betrag für die so unumgänglich nöthigen
Lörracher Bahnbauten vorsehen zu wollen . Trotz mehr¬
maligerEingaben , Petitionen und Vorstellungen hätten die
Petenten nichts erreicht , trotzdem die Verhältnisse im Per¬
sonen- und Güterverkehr sehr mißliche seien . Die Kom¬
mission sei der Ansicht, daß thatsächlich aus dem Bahn- !

Hose in Lörrach Verhältnisse bestünden, die auf die Tauer
unhaltbar seien . Es bezöge sich dies weniger auf den
Eüterbahnhvs , als vielmehr auf den Personenbahnhof und
insbesondere auf das Aufnahmegebäude . Das letztere
könne den Bedürfnissen nicht mehr genügen . Eine baldige
Verbesserung der Bahnhofanlage sei dringend geboten,
doch glaube die Kommission . daß eine glückliche Lösung
der Frage nicht sehr leicht sei , es wäre denn , daß man
sich auf den Umbau oder Neubau des Ausnahmegebäudes
beschränkte . Doch sei zu erwägen , ob es sich nicht empfehlen
würde, die Regelung der Angelegenheit hinaus zu schieben ,
bis auf der Wiesenthalbahn ein zweites Gleis gelegt werde.
Auch dürfte es angebracht sein , alle nothwendigen Neu¬
bauten , Neuanlagen und sonstige Verbesserungen gemein¬
sam unter Zugrundelegung eines durchgearbeitetenProjekts
in Angriff zu nehmen ; einen Zeitpunkt für die Vor¬
nahme der Arbeiten wolle die Kommission der Regierung
nicht stellen. Sie stelle den Antrag:

Hohe Erste Kammer wolle unter Berücksichtigung
der in dem Berichte vorgelegten Gesichtspunkte die
Petition der Großh . Regierung empfehlend über¬
weisen.

Der Antrag wurde debattelos einstimmig angenommen.
Namens derselben Kommission berichtete Frhr. v . Berck-

heim über die Petition der Gemeinden Brombach und
Hauingen i . W . , das Anhalten sämmtlicher Personenzüge
an der Haltestelle Brombach betreffend. Die Petition
wurde mit dem Verkehrsbedürfniß der Gemeinde Brom¬
bach begründet. Die Regierung sei zur Zeit jedoch nicht
in der Lage , dem Wunsche der Petenten nachzugebeu , da
es durch ein Anhalten sämmtlicher Kurszüge in Brcmbach
schwer fallen würde , die Anschlüsse in Basel, Lörrach und
Schopfheim zu erreichen . Mit der Anlage eines zweiten
Gleises auf der Wiesenthalbahn werde die Errichtung einer
Kursstation in Brombach sicher in's Auge gefaßt werden.
Die Kommission müsse die Begründung der Petition als

richtig anerkennen , allein andererseits theile sie auch die
von der Regierung geäußerten Bedenken. Sie stelle des¬
halb den Antrag :

Hohe Erste Kammer wolle die vorliegende Petition
der Großh . Regierung in dem Sinne empfehlend
überweisen, daß an der Haltestelle in Brombach eine
Kursstation errichtet werden möge , sobald auf der
Strecke Basel—Schopsheim ein zweites Gleise gelegt
sein wird ; ferner die Großh . Regierung zu ersuchen ,
in Erwägung zu ziehen , ob es nicht jetzt schon an¬
gebracht wäre , zwei Kurszüge , etwa den ersten ab¬
wärts und den letzten aufwärts fahrenden Kurszug ,
in Brombach anhalten zu lassen , in der Annahme ,
daß dadurch keine Anschlüsse versäumt werden.

Geh . Rath Zittel : Er könne dem Hohen Hause die
angenehme Mittheilung machen , daß die Regierung nach
erneuter Prüfung dem zweiten Theile des Antrags der
Kommission Rechnung getragen habe und daß zwei Kurs¬
züge , einer Morgens und einer Abends , in Brvmbach
halten würden. Voraussichtlich werde schon im Sommer¬
sahrplan diese Aenderung erfolgen .

Der Antrag der Kommission wurde hierauf einstimmig
angenommen.

Nach kurzen Bemerkungen der Herren Frhrn. v. Berck-
heim , Graf v . Helmstatt , Geh . Hofrath vr . Rüme -
lin und Frhrn . v . Göler , die alle , theils aus privatem
Grunde , theils — wie Frhr. v . Göler mit Rücksicht auf
eine gründliche und abschließende Berathung des Budgets
des Ministeriums des Innern die nächste Sitzung erst
nach Ostern wünschen , — werden der 20 . und 21 . April
als die nächsten Sitzungstege zur Berathung des Berichts
über das Budget des Ministeriums des Innern festgesetzt .

Der erste Vicepräsident schließt die Sitzung kurz
nach halb 1 Uhr.

Verantwortlicher Redakteur : Julius Katz in Karlsruhe .

Bürgerliche Rechtsstreite.
Konkurse

Z .852. Nr . 7536. Baden .
Konkursverfahren über das
Vermögen der Ignaz Heck
Wwe. Friederika geb . Burger

in Baden betr .
An Stelle des verstorbenen Kon¬

kursverwalters Herrn Waisenraths
Lambrecht in Baden wird Herr
Rechtsanwalt vr . Herrmann in
Baden zum Konkursverwalter ernannt .

Gemäß § 80 der Konkursordnung
wird zur Wahl eines endgültigen Kon¬
kursverwalters eine Gläubigerversamm¬
lung berufen auf
Mittwoch , 18. April , 10 Uhr .

Baden, den 26. März 1900.
Großherzogl. Amtsgericht II .

Der Gerichtsschreiber:
Beit .

Z .851 . Nr . 7535. Baden .
Konkursverfahren über das
Vermögen des Ignaz Franz

H e ck in Baden betr .
An Stelle des verstorbenenKonkurs¬

verwalters Herrn Waisenraths Lam¬
brecht in Baden wird Herr Rechts- !
anwalt vr . Herrmann in Baden
zum Konkursverwalter ernannt . !

Gemäß ß 80 der Konkursordnung
Wird zur Wahl eines endgültigen Kon¬
kursverwalters eine Gläubigerversamm¬
lung berufen aus
Mittwoch , 18 . April , 10 Uhr .

Baden , den 26 . März 1900.
Großherzogl. Amtsgericht II .

Der Gerichtsschretber:
Beit .

Z .850. Nr . 30003. Pforzheim .
Ueber das Vermögen des Kaufmanns
Otto Trottner , alleiniger Inhaber
der Firma Pü . Trottner , Maschi¬
nen- und Werkzeugfabrik Pforzheim in
Pforzheim wird heute am 31 . März
1900, Vormittags ' /,11 Uhr, das Kon - !
kursversahren eröffnet.

Der Kaufmann Otto Hugentobler
hier wird zum Konkursverwalter er¬
nannt .

Konkursforderungen sind bis zum
6 . Juni 1900 bet dem Gerichte an- ^
zumelden. ^

Es wird Termin anberaumt vor dem ,
diesseitigenGerichte zur Beschlußfassung i
über die Beibehaltung des ernannten ^

oder die Wahl eines anderen Ber - !
Walters, sowie über die Bestellung eines j
Gläubiqerausschusses und eintretenden
Falls über die in 8 132 der Konkurs¬
ordnung bezeichnten Gegenstände auf
Mittwoch , den 25 . April 1900,

Vormittags 11 Uhr ,
und zur Prüfung der angemeldeten
Forderungen auf
Mittwoch , den 27 Juni 1900 ,

Vormittags 9 Uhr .
Allen Personen , welche eine zur

Konkursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig find , wird aufgegeben , nichts
an den Gemeinschuldner zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die Verpflichtung
auferlegt, von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen , für welche
sie aus der Sache abgesonderte Be¬
friedigung in Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum 6 . Juni
1900 Anzeige zu machen .

Pforzheim, den 31 . März 1900.
Großh . Amtsgericht.

Der Gerichtsschreiber: Matt .
Z .85S . Nr . 123361 . Mannheim .

Ueber das Vermögen des Wtrths und
Bauunternehmers Balthasar Iakoby
in Ilvesheim ist heute Nachmittags

3 Uhr das Konkursverfahren eröffnet
worden.

Zum Konkursverwalter ist ernannt :
Kaufmann Georg Seitz in Ladenburg.

Konkursforderungen sind bis zum
2 . Mat 1900 bei dem Gerichte an¬
zumeldenund werden daher alle Diejeni¬
gen , welche an die Masse als Konkurs¬
gläubiger Ansprüche machen wollen,
hiermit aufgefordert, ihre Ansprüche mit
dem dafür verlangten Vorrechte bis
zum genannten Termine entwederschrift¬
lich einzureichen oder der Gerichts¬
schreiberei zu Protokoll zu geben unter
Beifügung der urkundlichen Beweis¬
stücke oder einer Abschrift derselben .

Zugleich ist zur Beschlußfassung über
die Wahl eines definitiven Verwalters ,
über die Bestellung eines Gläubigeraus¬
schusses und eintretenden Falls über
die in 8 132 der Konkursordnung be-
zeichneten Gegenstände auf
Mittwoch , den 25. April 1900 ,

Vormittags 10 Uhr ,
sowie zur Prüfung der angemelderen
Forderungen auf
Mittwoch , den 30. Mai 1900,

Vormittags 10 Uhr ,
vor dem Großh . Amtsgerichte Abth . 9,
Zimmer Nr . 28, Termin anberaumt .

Allen Personen , welche eine zur Kon¬
kursmasse gehörige Sache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse etwas schuldig
sind, wird aufgegeben, nichts an den
Gemeinschuldner zu verabfolgen oder zu !
leisten, auch die Verpflichtung auferlegt, >
von dem Besitze der Sache und von den
Forderungen , für welche sie aus der
Sache abgesonderteBefriedigung in An¬
spruch nehmen, dem Konkursverwalter
bis zum 2 . Mai 1900 Anzeige zu
machen .

Mannheim, den 31 . März 1900 .
Der Gerichlsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Mohr
Z,841 . Nr . 3660. Mannheim . In

dem Konkursverfahren über das Ver¬
mögen der Firma Marx L Brandt
hier ist Termin zur Abnahme der vor
dem Konkursverwalter zu legenden
Schlußrechnung anderweit auf

Mittwoch den 11 . April
Vormittags II Uhr ,

des Gr . Amtsgerichts XI . bestimmt.
Mannheim, den 25 . März 1900.
Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Stalf .
Konkurs .

Z .849 . Brette « . Das Konkurs¬
verfahren über das Vermögen des
Zieglers Karl Jakob Morlock von
Stein wurde heute nach erfolgter Ab¬
haltung des Schlußtermins aufgehoben.

Breiten , den 30. März 1900.
Gerichtsschreiberei Großh . Amtsgerichts :

Schwab .
Brrwögensabsondenmg.

Z,866. Nr . 4713. Karlsruhe .
Die Ehefrau des Wirths Friedrich
Blau , Wilhelmine Eunlie , geborene
Kemm in Graben , vertreten durch
Rechtsanwalt C - Bendrr . klagt gegen
ihren genannten Ehemann mit dem An-

trage , sie für berechtigt zu erklären, rhr
Vermögen von dem ihres Ehemannes
abzusondern.

Termin zur Verhandlung des Rechts¬
streits vor Gr . Landgericht dahier —

Civilkammrr IV - ist bestimmt auf :
Montag den 7. Mai 1900,

Vormitttags S Uhr .
Dich wird hiermit zur Kenntmtz-

nahme der Gläubiger bekannt gemacht .
Karlsruhe , den 31 . März 1300.

Gerichtsschreiberei des Gr . Landgerichts:
vr . Kiefer .

Strafrechtspflege.
Ladung .

Z .766.3 . Nr . 3256. Konstanz .
Der am 16 . April 1865 zu Nieder-
affalter in Sachsen geborene, zuletzt in
Konstanz wohnhaft gewesene Schiefer¬
decker und Landwehrmann Ernst Albert
Müller wird beschuldigt , als beur¬
laubter Wehrmann ohne Erlaubniß
ausgewandert zu sein.

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
des Strafgesetzbuchs.

Derselbe wird auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf
Mittwoch , den 16 . Mai 1900,

Vormittags 8 Uhr ,
vor das Großh . Schöffengericht zur
Hauptverhandlung geladen.

Bei unentschuldigtemAusbleiben wird
derselbe auf Grund der nach 8 472 der
Strafprozeßordnung von dem König ! .
Bezirkskommando zu Lörrach ausge¬
stellten Erklärung verurtheilt werden.

Konstanz , oen 28 . Februar 1900.
Der GerichtsschretberGr . Amtsgerichts :

A . Burger .
Ladmm.

Z .791 .3 . Nr . 5190. Offenburg .
1 . Der am 26 . März 1870 zu Calw
(Wttbg .) geborene, zuletzt in Offenburg
wohnhafte evangelische Steinhauer Wil¬
helm Karl Christian Lutz ,

2 . der am 22 . Oktober 1870 zu
Püttlingen (Lothringen) geborene, zuletzt
in Offenbing wohnhafte katholische
Schneider Johann Jen ft werden
beschuldigt , als Wehrmänner der Land¬
wehr ohne Erlaubniß ausgewandert zu
sein .

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
des Strafgesetzbuchs.

Dieselben werden auf Anordnung
des Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf

Mittwoch , den 9. Mai 1900,
Vormittags 8 Uhr ,

vor das Großh . Schöffengericht zur
Hauptverhandlung geladen.

Bet unentschuldigtem Ausbleiben
werden dieselben auf Grund der nach
8 472 der Strafprozeßordnung von
dem Kgl. Bezirkskommando zu Offen¬
burg ausgestellten Erklärung verurtheilt
werden.

Offenburg, den 20. März 1900.
C . Beller ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.
Ladung .

Z,865,1 . Nr . 4659 . Breisach . In
der Strafsache gegen den Kaufmann
und Lotteriekollekteur Louis Anton
Michaelsen von Bjolderup wegen
Lotterievergehens wird derselbe auf An¬
ordnung des Gr . Amtsgerichts Hierselbst
unter Hinweis auf die Strafverfügungen
Gr . Bezirksamts Breisach vom 16 . und
20 . Oktober 1899 und des Gr . Bezirks¬
amts Müllheim vom 21 . Oktober 1899
zur Hauptverhandlung auf

Mittwoch den 23 . Mai 1900,
Vormittags 8 ' /, Uhr ,

auf welchen Tag der Termin vom 11.
k. Mts verlegt wurde, vor das Gr .
Schöffengericht zu Breisach geladen .
Im Falle unentschurdigtenAusbleibens
wird dennoch zur Hauptverhandlung
geschritten werden.

Breisach, den 28 . März 1900 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts:

C . Beck .
Ladung .

Z .807 .3 . Nr . 4318. Mosbach .
1 . Der am 7 . November 1877 in

Rauenberg , Amt Werthetm, ge¬
borene, Zuletzt daselbst wohnhafte
Schuhmacher Josef Anton Blos ,

2. der am 1 . November 187? in

Wertheim geborene, zuletzt in
Gamburg wohnhafte Hans Alfred
Alletag ,

werden beschuldigt , als Wehrpflichtige
in der Absicht, sich dem Eintritte in den
Dienst des stehenden Heeres oder der
Flotte zu entziehen , ohne Erlaubniß das
Bundesgebiet verlassen oder nach er¬
reichtem militärpflichtigem Alter sich
außerhalb des Bundesgebiets aufge¬
halten zu haben.

Vergehen gegen 8140 Abs . 1 Nr . 1
des R .Str .G .B's .

Dieselben werden auf
Donnerstag , den 17 . Mai 1900,

Vormittags 9 Uhr ,
vor die Strafkammer des Großherzogl.
Landgerichts Mosbach zur Hauptver¬
handlung geladen .

Bei unentschuldigtem Ausbleiben
werden dieselben auf Grund der nach
8 472 der Strafprozeßordnung von
dem Herrn Civilvorsitzenden der Ersatz -
kommtsston zu Werthetm über die der
Anklage zu Grunde liegenden That -
sachen ausgestellten Erklärung ver¬
urtheilt werden.

Mosbach, den 28 . März 1900 .
Großh . Staatsanwaltschaft :

v . Reck .
Ladung .

Z,868 .1 Nr . 18180. Karlsruhe .
Gegen :

1 . Böhle , Karl Robert , geb. 16 . Ok¬
tober 1876 zu Uoerdon, heimaths-
berechtigt in Unteröwisheim, letzter
Aufenthalt unbekannt,

2 . Weinbrecht , Emil Hermann,
geb 26 . Mai 1875 zu Pforzheim,
zuletzt wohnhaft zu Karlsruhe ,

3 . Saut er , Louis Heinrich, geb . 14.
September 1878 zu Pforzheim, zu¬
letzt wohnhaft zu Durlach,

ist das Hauptverfahren vor Gr . Straf¬
kammer I in Karlsruhe eröffnet , weil
sie als Wehrpflichtige in der Absicht , sich
dem Eintritte in den Dienst des stehen¬
den Heeres oder der Flotte zu ent¬
ziehen , ohne Erlaubniß das Bundes¬
gebiet verlaßen oder nach erreichtem
militärpflichtigen Alter sich außerhalb
des Bundesgebiets aufgehalten haben.

Vergehen gegen 8 140 Abs . 1 Nr . 1
des R .St .G B 's.

Dieselben werden auf
Donnerstag den 7 . Juni 1900 ,

Vormittags 9 Uhr ,
vor die I . Strafkammer — des Großh.
Landgerichts— zu Karlsruhe zur Haupt¬
verhandlung geladen .

Bei unentschuldigtem Ausbleiben
werden dieselben auf Grund der nach
§ 472 der Strafprozeßordnung von
den Großh . Bezirksämtern bezw . Civil¬
vorsitzenden zu Bruchsal und Pforzheim
über die der Anklage zu Grunde lie¬
genden Thatsachen ausgestellten
klärungen verurtheilt werden .

Karlsruhe , den 30. März 1900.
Großh . Staatsanwaltschaft :

D u s s n e r .
BrlaiultmachMg

Z,845 . Durch kriegsrechtliches ,
27 . März 1900 vom kommandirenden
General XIV . Armeekorps bestätigtes
llrtheil vom 23. März er . ist der am
16 . März 1878 zu Egisheim, Kreis
Colmar, geborene Grenadier der 11-
Kompagnie 2 . Badischen Grenadier-
Regiments Kaiser Wilhelm I Nr . 110 .
Joseph Schappler im Ungehorsams-
Verfahren für fahnenflüchtigerklärt und
in eme Geldstrafe von 160 M - ver¬
urtheilt worden.

Karlsruhe , den 31 . März 1900 .
Königliches Gericht der 28 . Division.

Bekanntmachung .
Z,846 . Karlsruhe . Durch kriegs¬

rechtliches , am 27. März 1900 durch
den kommandirendenGeneral XIV . Ar¬
meekorps bestätigtes Urtheil Vom 23 .
März 1900 ist der am 12 . Dezember
1875 zu Heidelberg geborene Ein ;ährig-
Freinnllige -Grenadier der 7. Kompagme
2 . Badischen Grenadier - Regiments
Kaiser Wilhelm I . Nr . 110 . Hermann
Zahn im Ungehorsamsverfahren für
fahnenflüchtig erklärt und in eine Geld¬
strafe von 3000 M . verurtheilt worden.

Karlsruhe , den 31 . März 1900 .
Königliches Gericht der 28. Division.

Verwaltungssache«.
Z,874. Frei bürg .

Bekanntmachung .
Die Offenlegung des Lager¬

buches der Gemarkung Freiburg
im Breisgau betr.

Nachdem das Lagerbuchkonzept der
Gemarkung Freiburg aufgestellt ist,
wird dasselbe mit Höherer Ermächtigung
gemäß Art . 12 der Allerhöchst landes¬
herrlichen Verordnung vom 11 . Sep¬
tember 1883, vom 5 . April l. I . an
auf die Dauer von 4 Wochen zu jeder¬
manns Einsicht im Rathhause „Zimmer
Nr . 16 " zu Freiburg aufgelegt.

Etwaige Einwendungen gegen den
Inhalt der eingetragenenBeschreibungen
der Liegenschaften und ihrer Rechts¬
beschaffenheiten sind innerhalb oben¬
benannter Frist dem Unterzeichneten
Lagerbuchsbeamtenmündlichoder schrift¬
lich vorzutragen .

Freiburg , den 31 . März 1900.
Der Großh . Bezirksgeometer:

Trö tschler .

Gr¬

am

Z810 . Schopfheim .

Bekanntmachung .
Zur Aufstellung des Lagerbuches der

Gemarkung Holz , Gemeinde Fröhnd ,
im Amtsbezirke Schönau, wird Tag¬
fahrt auf Montag , deu S . April ,
vo« VormitttagS 1 « Uhr an, in
das Rathhaus zu Fröhnd anberaumt .

Die Grundeigeuthümer dieser Gemar¬
kung werden hievon in Kennlniß gefetzt
und gemäß Art . 7 der landesherrlichen
Verordnung vom 11 . September 1883
aufgefordert, in obiger Tagfahrt die zu
Gunsten ihrer Liegenschaften etwa be¬
stehenden Grunddienstbarkeiten, unter
Anführung der Rechtsurkunden, dem
Unterzeichneten zum Eintrag in das
Lagerbuch anzumelden.

Schopfheim, den 29 . März 1900.
Tscherter ,

Bezirks Geometer.
Z,844,1. Nr - 919 . Karlsruhe .

Arbeitvergebung .
Der Neubau der Kuustgewerbe -

schule i« Karlsruhe soll mit elek¬
trischer Beleuchtung versehen und
die bezügliche Arbeit vergeben werden .

Die Pläne und Arbeitsbeschreibungen
können täglich zu den üblichen Bureau¬
stunden auf dem Baubureau (im Neu¬
bau , Erdgeschoß ) ber Herrn Bauprak¬
tikant O . Linde eingesehen und die
Angebotsformulare dort in Empfang
genommen werden.

Letztere find bis spätestens SV.
April , Vormittags 11 Uhr , bei
dem Sekretariat derGroßh . Baudirektion
einzureichen .

Karlsruhe , den 3 . April 1900.
Grosth . Baudir ^ktio«:

vr . Josef Turm .
Martin .

Druck mrd Verlag der S . Braun 'sche» Hofbuchdruckeret tu Karlsruhe.
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